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Überblick – Reset in der Altersicherung in Deutschland



• Wir sprechen über Altersversorgung.

• Egal in welcher Höhe und in welcher Form: 

Jede Gesellschaft muss die Versorgung, die sie im jeweiligen Jahr für ihre 
Rentner erbringt, auch erwirtschaften.

• Jedes Rentensystem ist daher auf eine prosperierende Wirtschaft angewiesen. 

• Hier liegt der Schlüssel für jedes Rentensystem und ist auch wirtschaftspolitisch 
die oberste Priorität. 

Vorbemerkung



I. Reform der gesetzlichen Rentenversicherung



Bundesministerium der Finanzen, Bundeshaushalt digital v. 14. September 2025 (www.bundeshaushalt.de)

Bundeshaushalt, Regierungsentwurf 2026, ca. 520 Mrd. EUR

Bundeshaushalt



Bundesministerium der Finanzen, Bundeshaushalt digital v. 14. September 2025 (www.bundeshaushalt.de)

Bundeshaushalt

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales



Bundesministerium der Finanzen, Bundeshaushalt digital v. 14. September 2025 (www.bundeshaushalt.de)

Bundeshaushalt

1102 Rentenversicherung und Grundsicherung 
          im Alter und bei Erwerbsminderung



Herausforderung Altenquotient

Destatis, Bevölkerung im Erwerbsalter sowie Seniorinnen und Senioren, abgerufen am 14. September 2025

1950

100 Personen
zwischen 20-65

16 über 65-Jährige

1979 27 über 65-Jährige

2022 37 über 65-Jährige



Herausforderung steigende Lebenserwartung

Frauen: 38,5 Jahre
Männer: 35,6 Jahre

Frauen: 83,2 Jahre
Männer: 78,5 Jahre

Destatis, Entwicklung der Lebenserwartung in Deutschland seit 1871/1881, abgerufen am 14. September 2025



Herausforderung niedrige Geburtenraten

Destatis, Zusammengefasste Geburtenziffer, abgerufen am 14. September 2025

2024: 1,35 Kinder je Frau



Rentenversicherungsbericht der BReg 2024, S. 28

Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung 2023 



Deutsche Rentenversicherung Bund, rentenupdate, Ausgabe #10, September 2025



Deutsche Rentenversicherung Bund, rentenupdate, Ausgabe #10, September 2025

Die nicht beitragsgedeckten Leistungen 

Fast 80 % der nicht beitragsgedeckten Leistungen entfallen im Jahr 2023 auf 

• die „Höherwertung“ der Ost-Entgelte, 

• die Kindererziehungszeiten für Geburten vor 1992, 

• den Splitting übersteigenden Anteil der Witwen-/Witwerrente, 

• Altersrenten vor Regelaltersgrenze (ohne vollen Abschlag) und 

• Anrechnungszeiten.

Fazit aus Sicht der Rentenversicherung:

• Die Bundeszuschüsse decken kein Defizit der Rentenversicherung.

• Sie finanzieren nicht beitragsgedeckte („versicherungsfremde“) Leistungen.

• Die Kosten dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgaben werden durch die Allgemeinheit und 
damit aller Steuerzahlenden und sollten nicht allein von der Versichertengemeinschaft getragen.



Rentenversicherungsbericht der BReg 2024, S. 29

Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 2023 



Einnahmen, Ausgaben und Beitragssatz (2024-2028)

Rentenversicherungsbericht 
der BReg 2024, S. 31

+ 15 % 
2025-28



Jahr   niedrige Beschäftigung    mittlere Beschäftigung       höhere Beschäftigung

Einnahmen, Ausgaben und Rücklage (2024-2038)

Legende:
E = Einnahmen
A = Ausgaben
N = Nachhaltigkeitsrücklage

Rentenversicherungsbericht der BReg 2024, S. 42



Veränderung Bruttolöhne, Arbeitnehmer, Arbeitslose

Rentenversicherungsbericht der BReg 2024, S. 46



Zahlreiche Reformvorschläge

Prof. Dr. Veronika Grimm

• „Was können wir uns leisten und was nicht?“

• „Arbeit wird durch hohe Lohnnebenkosten zu teuer“

• Anstieg von 42 % auf 45 % bis 2029 befürchtet

• Lehnt Mütterrente und Haltelinie 48 % bis 2031 ab

• „Bundesregierung hat Ernst der Lage noch nicht 
begriffen.“



Zahlreiche Reformvorschläge

IG Metall

• Ausdehnung freiwilliger Beiträge (§ 187a SGB VI)

• Angeblich dauerhaft kein Einfluss auf Beitragssatz 

• Angeblich keine negative Risikoselektion



Zahlreiche Reformvorschläge

Michael Hüther

• „Es ist offenkundig, dass auf dieser 
Diskursebene kein Konsens zu 
finden ist.“

• Jährliche Arbeitszeit ist je Erwerbs-
tätigen von 1991 bis 2024 von 1.554 
Stunden auf 1.332 gesunken.



Zahlreiche Reformvorschläge

DGB

• Rentenniveau stabilisieren und 
wieder anheben

• Keine weitere Anhebung des 
Rentenalters – viele schaffen es 
schon jetzt nicht, bis 65 oder gar bis 
67 zu arbeiten

• Zusätzlich stärkere betriebliche 
Altersvorsorgung – vom Arbeitgeber 
finanziert



Zahlreiche Reformvorschläge

BMWE – Ministerin Katherina Reiche

• Impulspapier August 2025

• Koppelung Renteneintrittsalter an 
Lebenserwartung

• Rentenanpassung gemäß Inflation

• Anwendung Nachhaltigkeitsfaktor

• Ende der Rente mit 63



Zahlreiche Reformvorschläge

Pascal Reddig, Junge Gruppe CDU/CSU

• Renteneintritt mit 70

• Koppelung an Lebenserwartung

• „Lasten auf alle Schultern verteilen“



• Die Streitsituation: Zwei Frauen, die im selben Haus leben, bringen beide ein 
Kind zur Welt, doch eins stirbt. Sie treten vor König Salomon und jede der 
Frauen beansprucht das Kind für sich. Beide behaupten, das lebende Kind sei 
ihr eigenes. 

Das Urteil Salomons: König Salomon schlägt vor, das lebende Kind in zwei 
Hälften zu teilen, und jede Frau solle eine Hälfte bekommen. In diesem 
Moment verzichtet die wahre Mutter auf das Kind und bittet Salomon, es am 
Leben zu lassen und der anderen Frau zu geben, um es zu retten. So erkennt 
Salomon die wahre Mutter an ihrer Barmherzigkeit und gibt ihr das Kind.

Die Bibel, Altes Testament, 1. Buch der Könige, Kapitel 3, Vers 16 bis 28

• Bei der Reform der Rentenfinanzen ist es zum Glück nicht ganz so dramatisch...

„Salomonische Lösung“ 



• Die seit Jahren festgefahrenen (sozial-)politischen Positionen im Hinblick auf 
jedwede Veränderungen bei der Rentenfinanzierung legen folgenden Weg nahe:

ALLE für die Einnahmen oder Ausgaben der Rentenversicherung relevanten 
Parameter werden moderat adjustiert, ggf. in differenzierender Art und Weise.

• Die Lasten der Reform müssen auf die Schultern aller Beteiligten verteilt werden.

• Folgende vorrangigen Ziele sollen damit verfolgt werden:
• Dämpfung des Beitragssatzanstieges. Möglichst geringe zusätzliche Belastung der Wirtschaft.

• Verlangsamung des Wachstums der Bundeszuschüsse.

• Abschmelzung des Rentenniveaus durch Anwendung des Nachhaltigkeitsfaktors 
parallel zum Aufbau einer substantiellen, flächendeckenden bAV.

Eberbacher Appell – Teil I



II. Keine neue Rentenkommission



„Für die Sicherung des Niveaus bei 48 Prozent werden wir [...] eine Rentenkommission 
‘Verlässlicher Generationenvertrag’ einrichten, die sich mit den Herausforderungen der 
nachhaltigen Sicherung und Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung [...] ab 
dem Jahr 2025 befassen wird. [...] Dabei streben wir eine doppelte Haltelinie an, die 
Beiträge und Niveau langfristig absichert. Die Rentenkommission soll ihren Bericht bis 
März 2020 vorlegen. Ihr sollen Vertreter der Sozialpartner, der Politik und der Wissen-
schaft angehören. Die Rentenkommission soll die Stellschrauben der Rentenversicherung 
in ein langfristiges Gleichgewicht bringen sowie einen Vorschlag unterbreiten, welche 
Mindestrücklage erforderlich ist, um die ganzjährige Liquidität der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu sichern.“

Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD v. 12. März 2018, 19. Legislaturperiode, 
Kapitel VII "Soziale Sicherheit gerecht und verlässlich gestalten", S. 92, Zeile 4237 – 4248

Auftrag an Rentenkommission aus dem Koalitionsvertrag



„Für die Sicherung des Niveaus bei 48 Prozent werden wir [...] eine Rentenkommission 
‘Verlässlicher Generationenvertrag’ einrichten, die sich mit den Herausforderungen der 
nachhaltigen Sicherung und Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung [...] ab 
dem Jahr 2025 befassen wird. [...] Dabei streben wir eine doppelte Haltelinie an, die 
Beiträge und Niveau langfristig absichert. Die Rentenkommission soll ihren Bericht bis 
März 2020 vorlegen. Ihr sollen Vertreter der Sozialpartner, der Politik und der Wissen-
schaft angehören. Die Rentenkommission soll die Stellschrauben der Rentenversicherung 
in ein langfristiges Gleichgewicht bringen sowie einen Vorschlag unterbreiten, welche 
Mindestrücklage erforderlich ist, um die ganzjährige Liquidität der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu sichern“

Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD v. 12. März 2018, 19. Legislaturperiode, 
Kapitel VII "Soziale Sicherheit gerecht und verlässlich gestalten", S. 92, Zeile 4237 – 4248

Auftrag an Rentenkommission aus dem Koalitionsvertrag



• „Die Ergebnisse aus den Vorausberechnungen zeigen einen erheblichen 
Finanzierungsbedarf für die gesetzliche Rentenversicherung ab 2025 aufgrund 
des demografischen Wandels.“ 

• Insbesondere folgende Parameter beeinflussen die Rentenfinanzen
• Beitragssatz

• Sicherungsniveau vor Steuern

• Renteneintrittsalter 

• versicherter Personenkreis 

• Bundesmittel

Bericht der Kommission Verlässlicher Generationenvertrag, Band I – Empfehlungen, S. 64

Bericht der Kommission Verlässlicher Generationenvertrag



• „Die Kommission hat die verschiedenen Parameter, die die Rentenfinanzen 
beeinflussen [...], diskutiert.“ (verkürztes Zitat, S. 64)

• „Dreh- und Angelpunkt ist der Arbeitsmarkt. Er ist bei der Alterssicherung im 
umlagefinanzierten System eng verbunden sowohl mit den individuellen 
Alterseinkommen als auch mit der Finanzierung des Systems der gesetzlichen 
Rentenversicherung insgesamt.“ (S. 8) 

• Trotzdem: Festschreibung der Haltelinien, insbesondere beim Rentenniveau.

• Ergebnis: Nach 2 Jahren Komission „Verlässlicher Generationenvertrag“ keine 
Vorschläge der Kommission für strukturelle Reform der Rentenfinanzierung.

• Kurz: Der Berg kreißte und gebar eine Maus (Horaz, 65-8 v. Chr.).

Bericht der Kommission Verlässlicher Generationenvertrag



• Vollständiges Zitat von Seite 64 des Kommissionsberichts:

Die Kommission hat die verschiedenen Parameter, die die Rentenfinanzen beeinflussen und in 
Wechselwirkung zueinanderstehen (Beitragssatz, Sicherungsniveau vor Steuern, Renteneintrittsalter 
sowie versicherter Personenkreis und Bundesmittel), unter dem Eindruck der o. g. Leitgedanken der 
Kommission und aufgrund des Berichtsauftrags, doppelte Haltelinien zu entwickeln, diskutiert.“

Problem: Auftrag & Besetzung der Kommission



• Vollständiges Zitat von Seite 64 des Kommissionsberichts:

Die Kommission hat die verschiedenen Parameter, die die Rentenfinanzen beeinflussen und in 
Wechselwirkung zueinanderstehen (Beitragssatz, Sicherungsniveau vor Steuern, Renteneintrittsalter 
sowie versicherter Personenkreis und Bundesmittel), unter dem Eindruck der o. g. Leitgedanken der 
Kommission und aufgrund des Berichtsauftrags, doppelte Haltelinien zu entwickeln, diskutiert.“

Problem: Auftrag & Besetzung der Kommission



• Vollständiges Zitat von Seite 64 des Kommissionsberichts:

Die Kommission hat die verschiedenen Parameter, die die Rentenfinanzen beeinflussen und in 
Wechselwirkung zueinanderstehen (Beitragssatz, Sicherungsniveau vor Steuern, Renteneintrittsalter 
sowie versicherter Personenkreis und Bundesmittel), unter dem Eindruck der o. g. Leitgedanken der 
Kommission und aufgrund des Berichtsauftrags, doppelte Haltelinien zu entwickeln, diskutiert.“

• Problem war also das vorgegebene Ergebnis, aber auch Besetzung der Kommission:

„Die Zusammensetzung der Kommission Verlässlicher Generationenvertrag hat sich von früheren 
Rentenkommissionen deutlich unterschieden und war eine Herausforderung für die gemeinsame 
Arbeit. Der Vorteil dieser Struktur war, dass die unterschiedlichen Ansichten der 
Kommissionsmitglieder die Ansichten unserer Gesellschaft sehr gut widergespiegelt haben. Für die 
Konsensfindung war es dagegen häufig ein steiniger Weg, der von allen Seiten große Anstrengungen 
und Kompromisse erfordert hat.“ (S. 10)

Problem: Auftrag & Besetzung der Kommission



Problem: Auftrag & Besetzung der Kommission



Problem: Auftrag & Besetzung der Kommission



• „Wir Vorsitzenden erlauben uns [...] auf ein Thema hinzuweisen, das immer 
wieder von außen und auch durch Kommissionsmitglieder selbst als ein wichtiges 
Anliegen benannt wurde: Die Verbesserungen der Erwerbsminderungsrenten der 
letzten Jahre auch auf den Bestand auszuweiten.“ (Kommissionsbericht S. 10)

• „Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zur 
vollständigen Gleichstellung der Kindererziehungszeiten“ 
• Mütterrente: Gleichstellung der Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder 

5 Mrd. EUR p. a.

• Haltelinie Rentenniveau 48 % trotz Beitragssatzerhöhung 11 Mrd. EUR (2031) mit weiteren 
Steigerungen

• Auszug aus der Gesetzesvorlage im Original-Wortlaut:

Sonderbehandlungen als Problem der Rentenfinanzierung



A. Problem und Ziel 

Die gesetzliche Rentenversicherung ist derzeit finanziell stabil aufgestellt. Der Beitragssatz liegt seit 
dem Jahr 2018 unverändert bei 18,6 %. Das Rentenniveau [...] liegt ebenfalls stabil bei 48 %. Die bis 
zur Rentenanpassung 2025 geltende Haltelinie für das Rentenniveau (Niveauschutzklausel) bei 48 % 
läuft aus. Mit der ab dem Jahr 2026 wieder anzuwendenden bisherigen Rentenanpassungsformel 
würde das Rentenniveau nach Auslaufen der Haltelinie deutlich sinken und ein niedrigeres 
Alterseinkommen zur Folge haben. Die Renten würden systematisch langsamer steigen als die Löhne. 
Das Ziel ist es daher, das Rentenniveau über 2025 hinaus stabil zu halten [...]. 

Die anrechnungsfähige Kindererziehungszeit [...] für vor 1992 geborene Kinder wurde [...] 2014 und 
2019 [...] von einem auf insgesamt zweieinhalb Jahre angehoben. Für die Erziehung von nach 1991 
geborenen Kindern werden mit drei Jahren [jedoch] mehr Kindererziehungszeiten angerechnet als für 
[vor] 1992 geborene Kinder. Das Ziel ist es, mit der Anerkennung von drei Jahren für alle Kinder [...] 
die vollständige Gleichstellung der Kindererziehungszeiten zu schaffen.“

Aus dem Gesetzentwurf der Bundesregierung



B. Lösung

Die Haltelinie für das Rentenniveau bei 48 Prozent wird bis zum Jahr 2031 verlängert, so dass die 
Abkopplung der Renten von den Löhnen bis dahin verhindert wird. Die sich daraus ergebenden 
Mehraufwendungen der Rentenversicherung werden aus Steuermitteln vom Bund erstattet. 

Durch die Erstattung werden Auswirkungen auf den Beitragssatz grundsätzlich vermieden. Die 
Kindererziehungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung wird künftig für vor 1992 geborene 
Kinder um weitere sechs Monate auf insgesamt drei Jahre verlängert. Die Mehraufwendungen, die 
sich daraus ergeben, werden vom Bund erstattet.

Aus dem Gesetzentwurf der Bundesregierung



B. Lösung

Die Haltelinie für das Rentenniveau bei 48 Prozent wird bis zum Jahr 2031 verlängert, so dass die 
Abkopplung der Renten von den Löhnen bis dahin verhindert wird. Die sich daraus ergebenden 
Mehraufwendungen der Rentenversicherung werden aus Steuermitteln vom Bund erstattet. 

Durch die Erstattung werden Auswirkungen auf den Beitragssatz grundsätzlich vermieden. Die 
Kindererziehungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung wird künftig für vor 1992 geborene 
Kinder um weitere sechs Monate auf insgesamt drei Jahre verlängert. Die Mehraufwendungen, die 
sich daraus ergeben, werden vom Bund erstattet.

Aus dem Gesetzentwurf der Bundesregierung



• Wir haben kein Erkenntnis-, sondern ein Handlungsdefizit.

• Kein Auftrag für eine neue Kommission, sondern Einsetzung eines „runden Tischs“. 

• Die DNA des runden Tisches muss sein, die Lasten der Rentenfinanzierung auf die 
Schultern aller Beteiligten zu verteilen. 

• Die zentrale Aufgabe des runden Tisches besteht darin, den Katalog der 
erforderlichen Anpassungen vorzulegen. Und zwar bis Mitte 2026.

• Kürzungen gegenüber dem status quo darf es nur in Ausnahmefällen geben.

• Aber die gerade beschlossenen ausgabenwirksamen Maßnahmen, die bisher noch 
nicht verwirklicht sind, müssen gedämpft werden.

• Die strukturellen Korrekturen müssen über mehrere Jahre hinweg zu einem 
verlangsamten Ausgabenwachstum führen.

Eberbacher Appell – Teil II



III. Massiver Ausbau der betrieblichen Altersversorgung



• Soweit hier von betrieblicher Altersversorgung die Rede ist, geht es immer um eine 
der Formen der arbeitgeberfinanzierten betrieblichen Altersversorgung, wie sie viele 
Jahre üblich war.

• Die freiwillige arbeitgeberfinanzierte betriebliche Altersversorgung ist Teil des 
Entgeltpakets, das ein Arbeitgeber seinen Beschäftigten bietet.

• Nicht gemeint ist hier die betriebliche Altersversorgung, die über Entgeltumwandlung 
finanziert wird. Hier begründet ein Arbeitnehmer eine betriebliche Versorgungs-
anwartschaft (oder stockt eine solche auf), indem er auf Entgeltbestandteile 
verzichtet.

Klarstellung vorweg



• Wegen der demographischen Veränderungen muss die gesetzliche 
Rentenversicherung im Laufe der nächsten Jahre sukzessive entlastet werden.

• Die dabei relativ zum Lohnniveau allmählich sinkenden Leistungen können über 
parallel dazu aufgebaute Betriebsrenten ausgeglichen bzw. überkompensiert werden.

• Betriebsrenten sparen Versorgungskapital an und belasten nicht junge Generation.

• Zugriff auf Versorgungskapital ist Begünstigten bis zum Versorgungsfall nicht möglich.

• Volkswirtschaftlich betrachtet wird Abhängigkeit der Versorgung von der 
(schrumpfenden) Bevölkerung und damit auch von der Beschäftigung reduziert.

• Der Prozess für einen sukzessiven Aufbau ist mit 15 - 25 Jahren zu veranschlagen.

• Er muss jetzt gestartet werden. 

Grundüberlegungen



Umlageverfahren

heutige Berufstätige heutige Rentner

Beiträge und Steuern Renten

Kapitaldeckungsverfahren

heutige Berufstätige

Beiträge Renten

künftige RentnerGlobaler Kapitalmarkt

€



Umlageverfahren

Finanzierungssubstrat
„Woher kommt das Geld für die Rente?“

Beiträge (75 %) und Steuern (25 %) aus 
Deutschland im jeweiligen Jahr

Kumulierte Sparleistung und Kapital-
erträge aus der gesamten Anwartschaft

Leistungshöhe abhängig von Lohnentwicklung in D abhängig von globalem Kapitalmarkt

Schrumpfende Bevölkerung Druck auf Beiträge und Leistungen unabhängig von Anzahl der „Sparer“

Steigende Lebenserwartung Druck auf Beiträge Sinkende monatliche Renten

Steigende Arbeitslosigkeit Druck auf Beiträge Verminderte Sparleistungen, Rentenlücken

Inflation Druck auf Beiträge und Leistungen Tendenziell steigende Kapitalerträge

Bundeszuschuss Ja Nein

Kapitaldeckungs-
verfahren

€

Methoden der Rentenfinanzierung



Mit freundlicher Genehmigung von Prof. Dr. Oskar Goecke, TH Köln

Kapitalmarktergebnisse der Vergangenheit



ø 0 %
ø 2,12 %

ø 4,6 %
ø 5,4 %

ø 0 %

ø 6,03 %

ø 8,2 %

ø 9,13 %

ø 0 %

ø 8,04 %

ø 11,37 %

ø 14,36 %

Eigene Säulendiagramm-Darstellung der Berechnungsergebnisse von Prof. Dr. Oskar Goecke, TH Köln



Zinssatz
Kapital 

nach 1 Jahr
Kapital 

nach 10 Jahren
Kapital 

nach 30 Jahren

1 % 1.010 € 1.105 € 1.348 €

2 % 1.020 € 1.219 € 1.811 €

3 % 1.030 € 1.344 € 2.427 €

4 % 1.040 € 1.480 € 3.243 €

...

7 % 1.070 € 1.967 € 7.612 €

Ist der Zinseszins wirklich so bedeutsam?



• Viele andere Länder nutzen das Kapitaldeckungsverfahren sehr erfolgreich.

• Die Verzinsung des Produktivkapitals ist historisch höher als die Lohnsteigerungen.

• Ökonomen sprechen von der „Risikoprämie“ oder der „Equity-Risk-Premium“.

• Große ausländische Pensionsfonds erzielen im langjährigen Durchschnitt 
Kapitalrenditen von ca. 7 %. 

• Kapitaldeckungsverfahren und Umlageverfahren ergänzen sich. Es ist nicht das eine 
System generell besser als das andere. Beide Systeme reagieren oft gegenläufig bei 
Veränderungen des ökonomischen Umfeldes und stabilisieren so in ihrem Zusammen-
wirken die Alterssicherung insgesamt.

Warum nicht?



Norwegischer Staatsfonds



Norwegischer Staatsfonds



Norwegischer Staatsfonds



ABP



ABP

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023

14,5 % 2,7 % 9,5 % 7,6 % -2,3 % 16,8 % 6,6 % 11,4 % -17,6 % 9,3 %

Jährliche Rendite der Kapitalanlagen

PensionsverpflichtungenKapitalanlagen

Mrd.     Mrd.     



„Teachers said the writedown 
will have only a „limited 
impact“ because it‘s less than 
0.05 per cent of the $ 242.5 
billion pension fund.“

Ontario Teachers Fund



• Die Betriebsrenten müssen in der betrieblichen Praxis viel einfacher werden. 

• Dies gilt ganz besonders für die kleinen und mittleren Betriebsgrößen 
bis zu 500 Beschäftigten, wo Betriebsrenten praktisch nicht vorkommen. 

• Dies betrifft rund die Hälfte aller Beschäftigten in Deutschland.

• Viele dieser kleinen und mittelgroßen Arbeitgeber würden gerne bAV einführen.

• Komplexität und unzählige Hindernisse in der täglichen Praxis verhindern das.

• Die bAV muss für einen Arbeitgeber so einfach sein wie die GRV:

• Arbeitnehmer tritt ein, Arbeitgeber meldet ihn zur bAV an und zahlt mit dem Gehalt die Beiträge.

• Arbeitnehmer tritt aus, Arbeitgeber meldet Arbeitnehmer ab. Die Kasse übernimmt alles Weitere.

• Keine Nachhaftung, keine Bescheinigungen, keine Sonderrisiken für den Arbeitgeber.

Wie könnte ein massiver Ausbau der bAV gelingen?



1. Die Beschränkung der Arbeitgeberhaftung auf den versprochenen Beitrag 
(„reine Beitragszusage“) muss auch ohne Tarifvertrag möglich sein, wenn in der 
eigenen Branche ein Tarifvertrag nicht existiert oder keine Tarifbindung besteht.

2. Zulassung von Branchen- oder Verbandslösungen für „reine Beitragszusagen“, die 
von Industrie- oder Berufsverbänden als kollektive bAV organisiert werden.

3. Aufbau der Versorgungsansprüche auf der Grundlage einfacher Kontenmodelle, 
die die Vorteile einer kollektiven Kapitalanlage nutzen und individuelle, flexible 
Einzahlungen, beliebige Übertragbarkeit und völlige Transparenz ermöglichen.

4. Steuerfreiheit für die Beitragsleistungen zu „reinen Beitragszusagen“ oder, falls 
dies fiskalpolitisch wegen befürchteter Steuerausfälle nicht möglich sein sollte, 
alternativ die Wiedereinführung der Pauschalversteuerung der Beiträge.

8-Punkte-Plan des Eberbacher Kreises für Ausbau der bAV



5. Schaffung einer gesetzlichen Möglichkeit zur Harmonisierung unterschiedlicher 
Versorgungssysteme im Unternehmen, sofern die Harmonisierung für die 
Versorgungsberechtigten finanziell gleichwertig ist. 

6. Schaffung von gesetzlichen Erleichterungen für die Übertragbarkeit von 
Versorgungsverpflichtungen gegenüber den heutigen, unnötig restriktiven 
Gestaltungsmöglichkeiten.

7. Schaffung einer gesetzlichen Möglichkeit zur beschleunigten Herstellung von 
Rechtssicherheit nach Änderung von Versorgungsregelungen im Unternehmen.

8. Beseitigung diverser rechtstechnischer Kollisionen und Widersprüchlichkeiten 
von Versicherungsaufsichtsrecht und Arbeitsrecht.

8-Punkte-Plan des Eberbacher Kreises für Ausbau der bAV

ausführlich unter www.eberbacher-kreis.de



• Das Kabinett beschloss am 3. September 2025 den Entwurf für das BRSG II. 

• Das BRSG II korrigiert punktuell für diverse bereits bestehende 
Betriebsrentensysteme relevante Details, wie etwa...

• Zulässigkeit temporärer Unterdeckungen bei Pensionskassen.

• Zulässigkeit von Ratenzahlungen bei Pensionsfonds.

• Technische Erleichterungen bei der Durchführung der gesetzlichen Insolvenzsicherung.

• Leider wird das BRSG II keinen Impuls für die Ausbreitung der bAV bewirken. 

• Wenig Aussicht auf Erfolg versprechen

• die Einladung im Gesetz, dass sich tarifungebundene Unternehmen freiwillig dauerhaft einem 
Altersversorgungs-Tarifvertrag für ein Sozialpartnermodell unterwerfen sollen oder

• Arbeitgeber Optionssysteme für die unternehmensweite Gehaltsumwandlung einsetzen sollen, 
wenn sie dabei einen erhöhten Zuschuss von 20 % (anstatt 15 %) zu entrichten haben.

Exkurs: Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz (BRSG II)



• Die noch zu beschließenden ausgabendämpfenden Maßnahmen der GRV werden 
den Ausgabenanstieg in der GRV verlangsamen.

• Parallel hierzu muss auf der Grundlage beitragsbasierter und vom Arbeitgeber 
finanzierter Modelle der breite Ausbau der bAV erfolgen. 

• Soweit möglich soll das auf freiwilliger Basis seitens der Arbeitgeber geschehen.

• Im Mittelpunkt steht die Beitragsaufbringung für sog. „reine Beitragszusagen“.

• Dies erfordert eine drastische Vereinfachung der gesetzlichen Regelungen der bAV.

• Der 8-Punkte-Plan des Eberbacher Kreises nennt die relevanten Felder für eine 
Entbürokratisierung der bAV. 

• Eingriffe in erworbene Besitzstände werden dabei in Gänze vermieden.

Eberbacher Appell – Teil III



IV. „Bewährungsfrist“ für freiwillige bAV



• bAV ist primär eine zusätzlich zum Lohn erbrachte freiwillige Arbeitgeberleistung. 

• Soweit allerdings ein Arbeitnehmer bAV durch Entgeltumwandlung begehrt, ist der 
Arbeitgeber schon heute in gewissem Umfang verpflichtet, dem nachzukommen. 

• Darüberhinausgehende gesetzliche Verpflichtungen zur bAV gibt es nicht.

• Flächendeckende, arbeitgeberfinanzierte tarifliche bAV existiert derzeit nur im 
Baugewerbe und im öffentlichen Dienst.

• Für den Arbeitgeber bestünde auch bei beitragsbezogenen Modellen auf der Basis 
von Branchenkassen eine große Gestaltungsbandbreite im Unternehmen.

• Modelle können so ausgestaltet werden, dass sie auch in Abhängigkeit von der 
Ertragslage mehr oder weniger hoch dotieren (Fixkostenproblematik). 

• Die freiwillige bAV leistet so einen wichtigen Beitrag zur Mitarbeitermotivation und 
–bindung; beachtet dennoch die ökonomische Tragfähigkeit des Unternehmens.

Grundsatz der Freiwilligkeit der bAV



• § 30a des Regierungsentwurfs für das Betriebsrenten-Stärkungsgesetz II sieht 
„bis 2030“ eine Evaluierung der Verbreitung der bAV vor. 

• Eine massive, stärkere Verbreitung der bAV – nach fast 50 Jahren Stagnation – kann 
man indes überhaupt nur dann erwarten, wenn große Schritte in Richtung Entbüro-
kratisierung und Risikobegrenzung unternommen werden.

• Der Eberbacher Kreis fordert daher eine wesentlich stärkere Öffnung der reinen 
Beitragszusage als dies im BRSG II vorgesehen ist. 

• Nur falls sich auch mit diesen Lockerungen wider Erwarten keine Belebung 
einstellen sollte, könnte über gesetzliche oder tarifliche (AVE) Obligatorien in der 
bAV beraten werden. 

Eberbacher Appell – Teil IV



Schlussbemerkungen

• Die Altersversorgungselite versagt.

• Die alten Rezepte wirken nicht mehr.

• Wir müssen etwas Neues wagen.

• Im Mittelpunkt steht die Mittelaufbringung.

• Der Eberbacher Kreis kennt die Probleme, die im Wege stehen.

• Wir stehen bereit für die Überarbeitung des BetrAVG.

• Aber jetzt muss es passieren!
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